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Konjunkturpaket kommt nicht aus den Startlöchern

Unklarheiten bremsen zügige Umsetzung des Investitionsprogramms

Stuttgart.    Städte und Gemeinden seien bereit, das Konjunkturpaket des Bundes, das zu 70 Prozent in kommunale Investitionen fließen soll, schnell umzusetzen. Es sei immer noch weithin unklar, für welche Projekte es Fördermittel gebe und zu welchen Bedingungen. „Zwischen der guten politischen Absicht und dem rechtlich Möglichen klafft noch ein Dissens, der zügig beseitigt werden muss“, sagte der Präsident des Gemeindetags, Roger Kehle. „Jede Gemeinde muss die Chance haben, mit mindestens einem Projekt gefördert zu werden.“

Rahmenbedingungen müssen klar sein

Von dem 10 Milliarden Euro umfassenden Bundesprogramm sollen 2009/10  866 Millionen Euro auf die baden-württembergischen Kommunen entfallen, pro Jahr also 433 Millionen Euro, rund 40 Euro pro Einwohner. Das entspricht knapp einem Fünftel der kommunalen Bauausgaben des Jahres 2007. Darüber hinaus verlangt der Gemeindetag weiteres Engagement des Landes. Kehle: „Das Land muss zusätzlich eigenes Geld einbringen.“

Der Gemeindetag drängt auf eine schnelle Klärung der Förderkriterien. „Städte und Gemeinden brauchen klare, verlässliche Regeln, wofür die Fördermittel eingesetzt werden dürfen“, verlangte Kehle. „Unklarheiten gehen zulasten einer zügigen Umsetzung des Konjunkturprogramms. Die Verzögerungen könnten der mittelständischen Wirtschaft schaden und Arbeitsplätze gefährden.“ Der Gemeindetag rechnet damit, dass mit dem Konjunkturprogramm II im Land kommunale Bauinvestitionen von 1 bis 1,5 Milliarden Euro ausgelöst werden können.

Schnelle konjunkturwirksame Ausgaben seien nicht möglich, wenn allzu hohe Anforderungen an die Zusätzlichkeit kommunaler Investitionen gestellt werden. Das Förderprogramm müsse auch finanzschwache Städte und Gemeinden in die Lage versetzen, zu investieren. In der derzeitigen Wirtschaftslage sei es wichtig, dass auch vom Steuerrückgang betroffene Städte und Gemeinden ihr Investitionsniveau nicht zurückfahren.

Realistische Anforderungen an die Zusätzlichkeit

„Die vom Bund geforderten Investitionen über dem Niveau der steuerstarken Jahre 2006 bis 2008 sind praktisch nicht erreichbar. Es wäre ein Riesenerfolg, wenn mit dem Konjunkturprogramm ein gravierender Einbruch der kommunalen Investitionstätigkeit verhindert werden kann“, so Kehle. „Was die Zusätzlichkeit der geförderten Projekte betrifft, dürfen keine unrealistischen Anforderungen gestellt werden.“ Der Gemeindetag habe die baden-württembergischen Bundestagsabgeordneten aufgefordert, auf eine pragmatische Klarstellung hinzuwirken.

Gemeinden, die bereits vorsorglich konjunkturstützende Investitionen in ihren Haushalt 2009 eingeplant und rechtzeitig beschlossen haben, würden benachteiligt. Die Haushalte würden derzeit ‚auf Sicht gefahren’, geplante Projekte also erst in Auftrag gegeben, wenn auch Geld zur Verfügung stehe. Dafür könne das Konjunkturpaket sorgen. „Als ‚zusätzlich’ müssen Maßnahmen gelten, die in die Förderbereiche fallen und noch nicht begonnen sind. Alle anderen Kriterien müssen weg“, verlangte Kehle.

Wirkung des Konjunkturprogramms in Gefahr

Gemeinsam mit der Landesregierung will der Gemeindetag praktikable Lösungen für die Umsetzung des Konjunkturpakets finden. Dazu gehöre auch eine Verzahnung mit dem Investitionsprogramm des Landes. Der Gemeindetag will einheitliche Förderquoten und Förderkriterien in Bereichen, für die Mittel des Bundes und des Landes oder aus dem Kommunalen Investitionsfonds zur Verfügung stehen. „Die Wirkung des Konjunkturprogramms ist in Gefahr, wenn es uns nicht gelingt, rasch zu praktikablen Lösungen zu kommen“, sagte Kehle.

Die Beschleunigung der Investitionen dürfe nicht zulasten notwendiger und sinnvoller Regeln gehen. Die Anhebung der Wertgrenzen für Auftragsvergaben sei richtig, jedoch dürfe die wettbewerbsfördernde Wirkung des Vergaberechts nicht ausgehöhlt werden, so der Gemeindetag.

Anlage: Brief der Kommunalen Landesverbände an die baden-württembergischen Bundestagsabgeordneten
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